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→

Die Leitlinien empfehlen,  
in Heimverträgen und  
Hausordnungen das  

»glaubensbedingte Verbot 
der Suizidassistenz«  

schriftlich zu dokumentieren.

Kein Zutritt für Suizidhelfer
Leitlinien für katholische Einrichtungen zur Suizidprävention

gebotenen – institutionsbezogenen Verständnis 
ebenfalls für die Zulässigkeit eines vertraglichen 
Ausschlusses von Suizidassistenz«, heißt es in 
den Leitlinien.   

Basierend auf dieser Haltung, empfehlen die 
Leitlinien den katholischen Führungskräften, in 
Heimverträgen, Hausordnungen und Leitbildern 
das »glaubensbedingte Verbot der Suizidassis­
tenz« deutlich zu benennen und schriftlich zu 
dokumentieren; solche Klarheit sorge für eine 
»transparente Kommunikation nach innen 
und nach außen« und sei zudem geeignet, die 
Position der Einrichtung bei einer juristischen 
Auseinandersetzung zu stärken. Gerichtlich ent­
schiedene Präzedenzfälle zur Frage, ob Verbote 
von Suizidassistenz zum Beispiel in Heimen 
zulässig seien oder nicht, gebe es bisher nicht.

Die Leitlinien bieten konkrete Formulie­
rungsvorschläge für Klauseln, die zukünftige 
Heimbewohner*innen künftig bei Vertrags­
schluss unterschreiben sollen. Zum Beispiel 
diese Sätze: »In Einrichtungen in katholischer 
Trägerschaft sind Förderungshandlungen zur 

Selbsttötung (Suizidassis­
tenz) durch Mitarbeitende 
oder Dritte nicht erlaubt. 
Hierzu gehören insbeson­
dere die Beschaffung und 
Zubereitung eines tödlich 
wirkenden Mittels, die 
Anleitung der Handha­
bung dieses Mittels oder 
die Vermittlung von 
Organisationen, die Sui­

zidassistenz anbieten.«
Mit ihrer Unterschrift anerkennen sollen 

Mitarbeitende, aber auch Bewohner*innen ein 
ausdrückliches Werbeverbot für Suizidassistenz, 
gemeint sind etwa »das Anbieten, Ankündigen 
oder Anpreisen von Diensten zur Vornahme 
oder Förderung von Suizidhandlungen«. Emp­
fohlen werden zudem schriftliche Regelungen 
zu Hausverboten für Personen, die Suizidassis­
tenz durchführen oder dafür werben wollen.

Den Leitlinien-Autor*innen thematisieren 
auch, dass es Jurist*innen gibt, die vertragliche 
Regelungen dieser Art für unzulässig halten 
und meinen, dass sich diese jedenfalls nicht 
auf Privaträume in Heimen erstrecken dürften. 
Dem lasse sich neben dem kirchlichen Selbst­
bestimmungsrecht und dem Schutzanspruch 
der Bewohner*innen auch »entgegenhalten, 
dass die grundrechtliche Selbstbestimmung der 
Bewohnerinnen und Bewohner notwendiger­
weise auch eine gewisse Vorsorge und Planung 
verlangt«, heißt es dazu in den Leitlinien.  

Suizidhelfer*innen sollen katholische 
Einrichtungen nicht betreten dürfen und 
assistierte Selbsttötungen sollen in Heim-
verträgen ausgeschlossen werden. Das 
empfehlen die Deutsche Bischofskonferenz 
und der Deutsche Caritasverband in ihren 
Leitlinien zur Prävention von Suiziden, 
die sie im März gemeinsam veröffentlicht 
haben. Derweil fordert die Gesellschaft für 
Humanes Sterben (DGHS) den Gesetzgeber 
auf klarzustellen, dass Träger stationärer 
Einrichtungen nicht befugt seien, Suizid-
hilfe in ihren Häusern zu verbieten.

Anlass zur Erstellung der Leitlinien namens 
»Den Weg des Lebens gehen« habe insbe­

sondere das Urteil des Bundesverfassungsge­
richts (BVerfG) vom 26. Februar 2020 gegeben, 
womit die Richter*innen das strafgesetzliche 
Verbot der geschäftsmäßigen Förderung der 
Selbsttötung für nichtig erklärt hatten (→ BIOS­
KOP Nr. 89). Dabei betonte das BVerfG, dass 
das »Recht auf selbstbestimmtes Sterben« auch 
die »Freiheit« einschließe, 
»auf die freiwillige Hilfe 
Dritter zurückzugreifen«. 
Das Grundsatzurteil habe 
»in vielen Einrichtungen 
Unsicherheiten« entste­
hen lassen, schreibt das 
Sekretariat der Bischofs­
konferenz in einer Presse­
mitteilung vom 5. März 
2026, die neuen Leitlinien 
sollten die Prävention von Suiziden stärken und 
Orientierung geben, insbesondere für leitende 
Mitarbeiter*innen bei Trägern und Heimen.

»Das BVerfG stellt im Urteil zugleich fest,  
dass kein Anspruch auf Suizidassistenz besteht  
und niemand dazu verpflichtet werden kann,  
Suizidhilfe zu leisten«, erläutern die Autor*innen 
der katholischen Leitlinien. »Auch weist das  
Gericht auf die Gefahren der Kostensteigerun­
gen im Gesundheitswesen, die Einflussnahme 
durch Dritte und die fehlende Freiverantwort­
lichkeit hin.«

»Nach katholischem Selbstverständnis«, so 
erläutern es die Leitlinien, »sind Einrichtungen 
in katholischer Trägerschaft dem Leben zuge­
wandte Orte, an denen die Durchführung von 
Suizidassistenz aus Glaubensgründen abgelehnt 
wird.« Wünschen nach Suizidassistenz begegne 
man hier mit Suizidprävention. Die Feststellung 
des BVerfG, dass niemand zur Mitwirkung 
an assistierten Suiziden verpflichtet werden 
dürfe, »spricht bei einem – religionsfreiheitlich 

»Gemeinsame  
Verantwortung«

Vor den neuen »Leitlinien zur 
Prävention von Suiziden und 

zum Umgang mit Suizid-
wünschen in Einrichtungen 
katholischer Trägerschaft« 
steht ein »Geleitwort« vom 

26. Januar 2026. Verfasst  
haben es Georg Bätzing, der 
im Januar noch Vorsitzender 
der Deutschen Bischofskon-

ferenz war und Eva Maria 
Welskop-Deffaa, Präsidentin 

des Deutschen Caritasver-
bands. Bundesweit betreibt 

die Caritas über 3.000 
Einrichtungen der Altenhilfe. 
»Wir sind der Überzeugung, 
dass es unsere Aufgabe ist, 
alle Instrumente der Suizid-

prävention zu nutzen«,  
schreiben Bätzing und Wels-

kop-Deffaa in ihrem Geleit-
wort. »Ziel ist es, wirksam zu 

verhindern, dass insbeson-
dere vulnerable Menschen 

sich gedrängt fühlen, Suizid 
oder Suizidhilfe als nahelie-
gende Option in Betracht zu 
ziehen oder ihr Weiterleben 

rechtfertigen zu müssen.« 
Dabei thematisieren Bätzing 

und Welskop-Deffaa auch 
»die erheblichen Herausfor-

derungen« für Einrichtungen 
und Dienste, sie stellen fest: 

»Fachkräftemangel, hohe 
Belastungen der Mitarbeiten-

den und strukturelle Finan-
zierungsprobleme in den 

sozialen Sicherungssystemen 
erschweren vielerorts die 

Sicherstellung einer guten 
Versorgung. Umso mehr 

bedarf es klarer Haltungen, 
verlässlicher Unterstützungs-

systeme und einer gemein-
samen Verantwortung von 

Politik und Gesellschaft für 
eine wirksame und dauerhaft 
abgesicherte Suizidprävention.«

Klaus-Peter Görlitzer 
(Hamburg), Journalist,  

verantwortlich für  
BIOSKOP
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Weiter aktuell

Der letzte parlamentarische 
Anlauf, Suizidassistenz mit 
Hilfe verbindlicher Vorausset-
zungen per Gesetz zu regeln 
und damit auch gesellschaft-
lich zu legitimieren, ist im 
Juli 2023 gescheitert, zwei 
Gesetzentwürfe mit diesem 
Ziel fanden im Bundestag 
keine Mehrheit (→ BIOSKOP 
Nr. 109). In einer gemein-
samen Stellungnahme 
mit der Hospizvereingung 
Omega hatte BioSkop e.V. 
im Dezember 2022 be-
gründet, dass und warum 
andere Prioritäten notwendig 
sind – hier ein Auszug: »Der 
Umgang mit Endlichkeit und 
Sterben ist generell nicht 
auf eine individuelle Todes-
wahl zu reduzieren. Er ist 
eine Frage der solidarischen 
Bewältigung schwieriger 
Lebenslagen ebenso wie eine 
Frage der gesellschaftlichen 
Ermöglichung eines guten 
Lebens für alle – bis zuletzt. 
Voraussetzung wirklicher 
›Selbstbestimmung‹ ist eine 
ausreichende sozialpolitische, 
pflegerische und medizini-
sche Versorgung für alle, die 
auf sie angewiesen sind. Hier 
klaffen in Deutschland seit 
Jahren gefährliche Lücken, 
was auch dem BVerfG be-
wusst ist; in der Begründung 
seines Urteils vom 26.02.2020 
benennt es u.a. ›die Gefahr,  
dass sich Sterbe- und Suizid-
hilfe – auch angesichts des 
steigenden Kostendrucks 
in den Pflege- und Gesund-
heitssystemen – zu normalen 
Formen der Lebensbeendi-
gung in einer Gesellschaft 
entwickeln können, die geeig-
net sind, soziale Pressionen 
zu begründen und individu-
elle Wahlmöglichkeiten und 
Entscheidungsspielraume zu 
verengen‹. Dies gelte ›insbe-
sondere vor dem Hintergrund, 
dass Versorgungslücken in 
der Medizin und der Pflege 
geeignet sind, Ängste vor 
dem Verlust der Selbstbe-
stimmung hervorzurufen und 
dadurch Suizid-Entschlüsse 
zu fördern‹.«  

→ »Es gibt verschiedene Träger mit unterschied­
lichen religiösen und weltanschaulichen 
Ausrichtungen, daher gibt es für Bewohnerin­
nen und Bewohner eine Wahlmöglichkeit.«

Mit ihren Leitlinien positionieren sich 
Bischofskonferenz und Caritasverband deutlich 
und anders als Träger evangelischer und nicht­
konfessioneller Pflegeeinrichtungen. Das gilt 
zum Beispiel für die von Bodelschwinghschen 
Stiftungen mit Hauptverwaltung in Bielefeld-
Bethel, die laut Selbstdarstellung »eine der 
größten diakonischen Einrichtungen Europas« 
sind und Pflegeheime, Krankenhäuser, Hospize, 
Wohnungen und Werkstätten für Menschen 
mit Behinderung betreiben. Im Juni 2024 wiesen 
sie per Pressemitteilung auf ein Gutachten hin, 
das die Bethel-Manager*innen beim Münstera­
ner Juraprofessor Thomas Gutmann in Auftrag 
gegeben hatten (→ BIOSKOP Nr. 107). Demnach 
können zwar weder die Institution Bethel noch 
ihre Mitarbeitenden dazu verpflichtet werden, 
selbst Hilfe zur Selbsttötung zu leisten. Allerdings 
dürfe Bethel, so die Rechtsauffassung Gutmanns, 
den Zugang zum assistierten Suizid durch Dritte 
auch »nicht faktisch verunmöglichen«.

Laut Gutmanns Gutachten sei es nicht zu­
lässig, in Krankenhaus-, Hospiz- oder Heim­
aufnahmeverträgen den Verzicht auf das Recht, 
später Suizidhilfe in Anspruch zu nehmen, zu 
vereinbaren. Klauseln, die Hausverbote für »An­
bieter von Suizidassistenz« festschreiben, seien 

rechtlich »unwirksam«. Bewohner*innen von 
Alten- und Pflegeheimen und Hospizen hätten 
ein »exklusives Hausrecht in ihrem Privatbe­
reich«, das »auch einen Raum der Privatheit 
zum Zweck des assistierten Suizids garantiert«, 
beschreibt die Bethel-Pressemitteilung vom 
18. Juni 2024 Gutmanns Auffassung. Eingreifen 
müsse die diakonische Einrichtung nur, wenn 
ein Patient oder Bewohner nicht entscheidungs­
fähig sei und somit ein rechtswidriger, weil 
»nicht freiverantwortlicher Suizid« drohe.

Dass Gutmanns Position die einzig wahre ist, 
bezweifelt zum Beispiel Eugen Brysch. Der Vor­
stand der Deutschen Stiftung Patientenschutz 
kommentierte das Gutachten im Juni 2024 
kritisch und sagte laut Katholischer Nachrichten­
agentur (KNA), es sei für freigemeinnützige 
Träger wie der Diakonie rechtlich durchaus 
möglich, Suizidassistent*innen den Zugang zu 
Heim oder Krankenhaus zu verbieten. Voraus­
setzung sei allerdings, dass der Betreiber die 
organisierte Suizidhilfe auf allen maßgeblichen 
Ebenen ablehne. »Das scheint bei der evangeli­
schen Kirche wohl nicht mehr der Fall zu sein«, 
mutmaßte Brysch.

Die größte Sterbehilfeorganisation hierzu­
lande, die DGHS, gibt an, sie habe im Jahr 2025 
insgesamt 37 »Freitodbegleitungen« in stationä­
ren Pflegeheimen vermittelt – doppelt so viele 
wie 2024, als es noch 18 gewesen seien, wovon 
drei in evangelischen und zwei in katholischen 
Heimen durchgeführt worden seien. DGHS-
Präsident Robert Roßbruch kritisierte bereits 
Anfang 2025 die Haltung katholischer Träger, 
die Suizidhilfe in ihren Heimen und Einrichtun­
gen nicht zulassen wollten. Die DGHS, die eine 
Regulierung der Suizidhilfe ja vehement ablehnt, 
fordert hier eine »gesetzliche Klarstellung, dass 
stationäre Einrichtungen die Inanspruchnahme 
ärztlicher Suizidassistenz nicht untersagen, ver­
hindern oder taktisch erschweren dürfen«.

Die DGHS verfolgt noch weitreichendere 
Ziele, die sie im Rahmen ihrer sogenannten 
Diskurs-Kampagne promotet – zum Beispiel die 
Forderung, dass gesetzliche und private Kranken- 
kassen die Kosten eines ärztlich assistierten 
Suizids verbindlich übernehmen müssten, 
einschließlich der Bezahlung der mitwirkenden 
Mediziner*innen. Finanzielle Eigenbeteiligungen 
Suizidwilliger, die »faktisch abschreckend oder 
sozial selektiv wirken«, müssten nach den Vor­
stellungen der DGHS ausgeschlossen werden.

Würde der Gesetzgeber derartige, auch 
finanzielle Forderungen umsetzen, würde er 
wohl eine Entwicklung befördern, die Bischofs­
konferenz und Caritasverband erklärtermaßen 
abwehren wollen – in ihren Leitlinien zur  
Prävention von Suiziden betonen sie: »Mit 
Nachdruck sprechen wir uns gegen jede gesell­
schaftliche oder kulturelle Normalisierung  
von Suizidassistenz aus.«  �  

Suizidhilfe regeln?

Ein neuer Anlauf zwecks gesetzlicher Rege­
lung des assistierten Suizids wird womög­

lich bald im Bundestag gestartet. Jedenfalls 
gab die Grünen-Abgeordnete Kirsten Kappert-
Gonther Anfang März auf ihrer Homepage 
bekannt, sie sei »Teil einer fraktionsübergrei­
fenden Gruppe«, die an einem »neuen Gesetz­
entwurf« zum Thema arbeite, der »Klarheit 
schaffen« solle.	

Zum Hintergrund des Vorhabens schreibt 
Kappert-Gonther, ausgebildete Fachärztin für 
Psychiatrie und Psychotherapie: »Klar ist, dass 
wir ein Schutzkonzept für Menschen in exis­
tenziellen Krisensituationen brauchen.« Der 
assistierte Suizid, betont die grüne Gesund­
heitspolitikerin, »darf nicht das Ergebnis von 
sozialem, psychischem oder ökonomischem 
Druck sein – wie Einsamkeit, Depressionen  
oder der Angst, einen Pflegeplatz nicht bezah-
len zu können«. Nur so könne »sichergestellt 
werden, dass es sich um eine freie und infor­
mierte Entscheidung handelt«. Dass ein Gesetz 
mit klaren, auch restriktiv gemeinten Verfah­
rensregeln mehr Rechtssicherheit auch für pro­
fessionelle Suizidhelfer*innen bieten könnte, 
thematisiert Kappert-Gonther nicht.�


